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D
en alten Herrschern laufen die
jungen Leute davon. In den
drei Maghreb-Staaten machten

sich im vergangenen Jahr fast 15 000 Tu-
nesier, Algerier und Marokkaner auf
den lebensgefährlichen Seeweg nach Eu-
ropa. In Tunesien brachen viermal so
viele Menschen auf wie im Jahr 2016 –
dabei ist dieses Land das einzige, in
dem die Hoffnung auf Demokratie
nach dem Arabischen Frühling nicht
ganz erloschen ist. Stark stieg auch die
Zahl der abwandernden Algerier, ob-
wohl ihr Land nicht arm ist, denn es be-
sitzt Öl und Gas. Doch die Zahlen spre-
chen für sich: Es ist mehr als ein Jahr-
zehnt her, dass so viele Migranten aus
Algerien und Marokko in Spanien ange-
kommen sind wie im vergangenen Jahr.
Die Jungen verlieren die Geduld mit
den alten Eliten.

Schon ein Blick auf das politische Füh-
rungspersonal kann verhindern, dass Auf-
bruchsstimmung aufkommt. In Tunesien
steht Präsident Béji Caid Essebsi an der
Spitze des Staates. Er begann seine Lauf-
bahn noch unter dem Diktator Ben Ali.
Wenn er nächstes Jahr bei den Präsiden-
tenwahlen noch einmal antritt, wäre er
92 Jahre alt. Der Präsident wird dafür kri-
tisiert, dass er gleichzeitig versucht, sei-

nen Sohn Hafedh als Nachfolger aufzu-
bauen. Der ist Mitte fünfzig und führt
zurzeit die Regierungspartei Nidaa Tou-
nes. Chef der moderaten Islamisten der
Ennahda-Partei ist der 76 Jahre alte Ra-
chid Ghannouchi.

Im Nachbarland Algerien regiert seit
zwei Jahrzehnten Abdelaziz Bouteflika.
Im März wird der Präsident 81 Jahre alt,
und es hält sich das Gerücht, dass er sich
2019 ebenfalls noch einmal zur Wahl stel-
len will. Dabei sitzt er seit Jahren nach
mehreren Schlaganfällen im Rollstuhl.
Er kann kaum noch reden und ist nur
noch manchmal im Fernsehen zu sehen.
Bouteflika führte Algerien nach einem
Jahrzehnt des Terrors aus der internatio-
nalen Isolation. Das Land stabilisierte
sich, doch der politische Neuanfang
blieb bald stecken. Um seine Nachfolge
ist ein Machtkampf entbrannt. Sollte er
nicht mehr kandidieren, steht angeblich
sein Bruder Said bereit.

In Marokko galt Mohamed VI. als ein
junger Hoffnungsträger, als er vor acht-
zehn Jahren den Thron bestieg. Mit vor-
sichtigen Reformen gelang es dem heute
54 Jahre alten Monarchen nach der Ara-
bellion, seinen Kritikern rechtzeitig den
Wind aus den Segeln zu nehmen. Als Kö-
nig war er nie gefährdet. Dafür machen

sich manche Sorgen um seine Gesund-
heit. Immer wieder sagt Mohamed VI.
wichtige Termine und Reisen ab. Im ver-
gangenen Jahr berichtete ein französi-
scher Politiker von einer ernsthaften Er-
krankung des Königs. Solche Behauptun-
gen weist das Königshaus jedoch zurück.

Seit mehr als einem Jahr kämpft die
Regierung in Rabat darum, dass sich die
politische Lage beruhigt. Im Norden Ma-
rokkos waren im Herbst 2016 im Rif-Ge-
birge Unruhen ausgebrochen, die erst
ein massiver Polizeieinsatz mit zahlrei-
chen Festnahmen im vergangenen Jahr
halbwegs gestoppt hat. Die neue Protest-
bewegung, die mit Slogans wie „Ihr seid
keine Regierung, ihr seid eine Mafia“ ge-
gen Korruption und für mehr soziale Ge-
rechtigkeit demonstrierte, trieb auch in
Rabat, Casablanca und Tanger Tausende
Menschen auf die Straßen – oder auf die
Boote. Ein großer Teil der Migranten
stammt aus der Rif-Region, wo sich die
Minderheit der Berber seit langem von
der Regierung in der fernen Hauptstadt
benachteiligt fühlt.

Im benachbarten Algerien brachen An-
fang 2017 gewaltsame Proteste aus, weil
das Leben immer teurer wurde. Der Ver-
fall des Ölpreises der vergangenen Jahre
hat das Land hart getroffen. Früher fan-
den die meisten Algerier Arbeit beim

Staat. Aber seit die Einnahmen aus dem
Energiegeschäft nicht mehr so reichlich
fließen, ist es damit vorbei. Die wenig
entwickelte Privatwirtschaft bietet für
den Nachwuchs nicht genug Stellen. Die
Arbeitslosigkeit bei den Jungen stieg auf
fast ein Drittel. Das war auch in Europa
zu spüren: Im vergangenen Jahr brachen
mehr als 6000 Algerier dorthin auf.

Nebenan in Tunesien wachsen Wut
und Frustration. Kein anderes Land in
der Gegend bietet mehr Freiheiten. Und
doch wünschen sich immer mehr Men-
schen die Zeit unter Ben Ali zurück, in
der es ihnen wirtschaftlich besser ging.
Viele junge Tunesier wollen sieben Jahre
nach dem gewaltlosen Sturz des Dikta-
tors nur noch weg – oder mit der Revolu-
tion noch einmal von vorne beginnen:
„Fish nastannu?“, Worauf warten wir?,
heißt der Slogan der ungeduldigen De-
monstranten. Tausende demonstrierten
im Januar gegen das neue Finanzgesetz,
das die Mehrwertsteuer erhöhte und das
Leben noch teurer machte.

Während das Nachbarland Libyen
nach der Arabellion im Chaos versank,
ging es in Tunesien trotz mehrerer Ter-
roranschläge politisch voran. Wirtschaft-
lich führte der demokratische Aufbruch
jedoch bisher nicht zu einem Auf-
schwung: Die Jugendarbeitslosigkeit ist

genauso hoch wie in Algerien, in abgele-
genen Gegenden liegt sie sogar bei 40
Prozent. Junge Tunesier machen die
Hälfte der insgesamt 640 000 Arbeitslo-
sen aus, obwohl sie oft gut qualifiziert
sind. Selbst wer Arbeit hat, muss ums
Überleben kämpfen, der Mindestlohn be-
trägt umgerechnet 120 Euro. Von den
kargen Einkommen bleibt immer weni-
ger übrig, denn die Inflation hat sich seit
2016 verdoppelt. Der tunesische Dinar
verlor allein im vergangenen Jahr knapp
ein Viertel seines Wertes.

Als dann auch noch die Mehrwertsteu-
er erhöht wurde, hatten viele Tunesier ge-
nug. Die Regierung reagierte auf die Pro-
teste und milderte die Folgen für die
Ärmsten. Das Ringen um Reformen
zeigt, dass die Mehrheit ihr Land nicht
aufgegeben hat – anders als in den bei-
den anderen Maghreb-Staaten, wo die
Bürger von den Politikern offenbar
kaum noch etwas erwarten. In Algerien
nahmen im vergangenen Mai weniger als
40 Prozent der Wähler an der Parla-
mentswahl teil; in Marokko waren es im
Oktober 2016 nur ein klein wenig mehr.
In Tunesien bereiten sich die Parteien
auf die ersten Kommunalwahlen in der
Geschichte des Landes vor. Sie sollen im
Mai stattfinden und bilden den Auftakt
der Wahlsaison, die 2019 ihren Höhe-

punkt erreicht. Die EU hält die Kommu-
nalwahlen für so wichtig, dass sie eigene
Wahlbeobachter entsenden wird. Denn
außerhalb der großen Städte an der Küs-
te fühlen sich bisher viele Menschen von
der Regierung vernachlässigt und ausge-
nutzt. Mehr politische Mitsprache könn-
te dazu beitragen, die Unzufriedenheit
zu verringern.

In Tunesien mangelt es nicht an vor-
bildlichen Gesetzen und Institutionen,
die in der Region einmalig sind. Im ver-
gangenen Jahr wurde eine beispiellose
Reform des Ehe- und Familienrechts ver-
abschiedet. Nun sollen die Frauen auch
beim Erbrecht gleichgestellt werden.
Die tunesische Führung ist nicht reform-
müde, aber sie schafft es nicht, vieles von
dem in die Tat umzusetzen, was sie be-
schlossen hat. Vor allem gelingt es ihr
nicht, die Wirtschaft in Gang zu brin-
gen. Die internationale Gemeinschaft un-
terstützt die elf Millionen Tunesier groß-
zügig, allein der Internationale Wäh-
rungsfonds mit einem Kredit von 2,9 Mil-
liarden Dollar. Diese Hilfe ist nicht
selbstlos. Die Wahlen werden zeigen,
wie viel politischen Kredit vor allem die
jungen Tunesier ihrem Land noch ge-
ben. Scheitert die tunesische Demokra-
tie, dann ist vom Arabischen Frühling
nichts mehr übrig.

M
ehr Erzieher für die Krip-
pen, mehr Erzieher für die
Kindergärten. Das fordert
eine Volksinitiative in Ham-

burg. Sie heißt „Mehr Hände für Ham-
burger Kitas“. Also nur das Beste für Kin-
der und Erzieher. Auf dem Flyer steht
„Wir wollen mehr als satt und sauber“!
Wer will das nicht? Ein Selbstläufer ei-
gentlich. Allerdings ist da noch die Fra-
ge: Wo soll das Geld herkommen? Denn
dass es teuer würde, ist klar. Die Volks-
initiative muss das nicht groß kümmern.
Aber sollten die Hamburger bei einem
Entscheid tatsächlich zustimmen, müs-
sen die Regierungsfraktionen zusehen,
wie sie das bezahlen. Die aber wollen das
nicht so einfach hinnehmen – und so
könnte am Beispiel einer harmlos anmu-
tenden Volksinitiative bald ein grundle-
gender Konflikt ausgefochten werden.

Um die Hamburger Politik zu verste-
hen, muss man die Geschichte der direk-
ten Demokratie in der Hansestadt ken-
nen. Diese Geschichte begann 1996 und
nahm Ende der neunziger Jahre rasant
Fahrt auf, bis Hamburg schließlich ein
Vorbild für Anhänger der direkten Demo-
kratie in Deutschland geworden war. Die
hat in kaum einem Bundesland mehr
Schneisen in die Politik geschlagen – und
tut es noch. Selbst das Wahlrecht wurde
angepasst. Doch die Geschichte der Bür-
gerbeteiligung ist für die Regierungen in
der Hansestadt eine Geschichte der Nie-
derlagen: Wenn das Volk erstmal ab-
stimmt, dann folgt es nicht dem Senat.
Die schwarz-grüne Koalition ist 2010 zer-
brochen, wenige Monate nachdem die
Hamburger deren gemeinsames Projekt
der Primarschule abgewiesen hatten. Die
privatisierten Energienetze musste die
Stadt wieder zurückkaufen, nachdem die
Bürger es von ihr verlangten. Und als die
Stadt dann mal selbst ihre Bürger um
eine Entscheidung bat, ging auch das
schmerzhaft schief: 2015 lehnte eine Mehr-
heit eine Bewerbung für die Austragung
der Olympischen Spiele ab.

Die regierende rot-grüne Koalition
hat daraus ihre Lehren gezogen. Sie will
es gar nicht erst so weit kommen lassen.
Sobald sich eine Volksinitiative abzeich-
net, wird sie genau angeschaut. Eine Ge-
fahrenanalyse: Welches politische Potenti-
al hat das Anliegen, wer steht dahinter,
wie teuer kann es werden, wie stehen wir
dazu? Dann sucht sie das Gespräch. Das
übernimmt das „A-Team“, so werden – ih-
rer Vornamen wegen – die Fraktionsvor-
sitzenden Andreas Dressel von der SPD
und Anjes Tjarks von den Grünen im Rat-
haus genannt. In der amerikanischen Se-
rie „A-Team“ wurde eine Gruppe ehema-
liger Militärs von einem dramatischen
Einsatz zum nächsten geschickt. Im Rat-
haus setzen Dressel und Tjarks sich mit
den Vertretern der Initiativen an einen
Tisch und verhandeln.

Kurz vor Weihnachten ist es ihnen
zum Beispiel gelungen, einen Volksent-
scheid über bessere Inklusion an den
Schulen abzuwenden: Nun gibt es in den
nächsten fünf Jahren etwa 300 Lehrerstel-
len mehr für die Inklusion. Vor zwei Jah-
ren schafften sie es, einen Volksentscheid
über die Flüchtlingspolitik der Stadt zu
verhindern. Die Verhandlungen gelten
also als ein Erfolgsmodell. Freilich heißt
das auch, dass Volksinitiativen schon Ein-
fluss auf die Politik nehmen können,
ohne dass es je zu einer Abstimmung
kommt. Es ist eine einfache Kosten-Nut-
zen-Rechnung, das weiß man auch bei
den Volksinitiativen. Die sind stets sehr
gut vorbereitet bei den Gesprächen, sehr
professionell im Auftreten, heißt es im
Rathaus. Die direkte Demokratie sei eine
wichtige „Ergänzung der Demokratie“ in

unserer Stadt, sagt Dressel. „Sie gehört
zu unser DNA.“

Als die Volksinitiative „Mehr Hände
für Hamburger Kitas“ langsam Fahrt auf-
nahm, wurde auch sie genau angeschaut.
Man kannte sich schon länger: Die Initia-
tive läuft unter dem Dach des „Kitanetz-
werks Hamburg“. Das Netzwerk gibt es
seit vier Jahren. Die Kita-Erzieherin
Alexandra Balthasar ist von Anfang an da-
bei. Schnell fanden sich Unterstützer,
eine Demonstration wurde organisiert.
Balthasar sagt: „Das Thema lag in der
Luft.“ Es gab Gespräche mit dem Rat-
haus und schließlich eine Einigung: Spä-
testens bis 2026 sollten in den Krippen
nur noch vier Kinder auf eine Erzieherin
kommen, in den Kindergärten nur noch
zehn. So wurde es in einem Eckpunkte-
papier festgehalten und im Jahr darauf
auch in den Koalitionsvertrag von SPD
und Grünen übernommen. Das Geld für
Krippen fließt schon, bis 2021 sollen je-
des Jahr zusätzlich 500 Erzieher einge-
stellt werden.

Dennoch zeigte man sich unzufrieden
beim Netzwerk. Die Volksinitiative
„Mehr Hände“ wurde vorbereitet. „Wir
haben immer gesagt, wenn nichts weiter

passiert, starten wir eine Volksinitiative“,
sagt Balthasar. Um die Unzufriedenheit
zu verstehen, muss man sich die Rech-
nung der Volksinitiative ansehen. Denn
die geht anders als die des Rathauses.
Die Volksinitiative will, dass ausreichend
Zeit für die Dokumentation und Vorbe-
reitung der Arbeit in den Gruppen einge-
plant wird, ebenso wie der Ausfall von Er-
ziehern durch Krankheit oder Urlaub.
So braucht man deutlich mehr Erzieher,
um zum gewünschten Ergebnis zu kom-
men. In dem mit dem Rathaus vereinbar-
ten Papier heißt es dazu aber, dass dies
„erhebliche Anstrengungen“ bedeuten
würde, die von Hamburg alleine ohne
weitere Bundesmittel nicht zu stemmen
seien. Das ist auch weiterhin der Stand-
punkt von Rot-Grün, es ist der Kern des
Konflikts. Balthasar sagt, dass hinzukom-
me, dass die Zusagen bislang nur im
Krippenbereich verbindlich seien.

Ein Gespräch im Oktober führte zu
keinem Ergebnis. Bald darauf machte die
Volksinitiative mobil. Jetzt brauchen sie
erst mal 10 000 Unterschriften, das ist
kein Problem. Erreichen sie in einer wei-
teren Stufe dann binnen weniger Wo-
chen noch mal 65 000 Unterschriften,

müssten die Hamburger bei der nächsten
Bürgerschaftswahl über die Initiative ab-
stimmen. Eigentlich. Denn Rot-Grün hat
schon angekündigt, vorher das Landesver-
fassungsgericht anzurufen. Und das hat
mit den Kosten zu tun. Sie wären enorm.

Ginge es nach dem Willen der Initiati-
ve, würden die Verbesserungen in den
Kitas bis zu 350 Millionen Euro mehr
im Jahr kosten, heißt es von Rot-Grün.
Das sei nicht zu bezahlen. Ohnehin stei-
gen die Kosten. Jedes Jahr sind mehr
Kinder zu betreuen. Und wo man all die
Erzieher finden soll, ist noch eine ganz
andere Frage. Wo das Geld aber herkom-
men soll, sagt die Initiative nicht. Sie
muss es auch nicht. In dem Gesetzent-
wurf der Initiative gibt es zwar einen luf-
tigen „Deckungsvorschlag“. Der gibt
aber mit Blick auf den Haushalt keine
konkreten Vorschläge, woher wie viel
kommen soll.

Grünen-Politiker Tjarks aus dem
„A-Team“ sagt: „Die Volksinitiativen lö-
sen sich im Moment der Entscheidung
auf. Und wir im Parlament müssen dann
die Verantwortung tragen, um die Rech-
nung zu bezahlen.“ Es gebe daher viele of-
fene Fragen zum Haushaltsplan, die nun
geklärt werden müssten. Vom Landesver-

fassungsgericht. Sein SPD-Kollege Dres-
sel spricht von „Waffengleichheit“. Er
sagt: „Wir müssen ja auch für alles die Fi-
nanzierung herleiten. Das muss das Volk
dann auch tun.“

Das Haushaltsrecht gilt als Königs-
recht des Parlaments. In der Hamburger
Verfassung steht, Haushaltspläne, aber
auch Abgaben oder Tarife dürften nicht
Gegenstand von Volksinitiativen sein. Im
Hamburger Volksabstimmungsgesetz
heißt es, jeder Entwurf müsse eine Be-
gründung enthalten. Und: Einem sol-
chen Entwurf „soll ein Deckungsvor-
schlag beigefügt werden“. Entscheidend
ist das Wörtchen „soll“. SPD und Grüne
wollen, dass daraus ein „muss“ wird.

In den meisten anderen Bundeslän-
dern sind die Hürden höher. Die Verwal-
tungsgerichte verlangen grobe, aber
schlüssige Angaben über die anfallenden
Kosten und die Folgen für den Gemein-
dehaushalt. Bürgerbegehren dürfen na-
türlich Geld kosten wie jeder Gesetzent-
wurf. Es ist aber eine Frage der politi-
schen Verantwortung: Die Bevölkerung
soll nicht über Ausgaben entscheiden,
ohne die Finanzierung mitzubedenken.

Genau so wünscht man sich das auch
bei Rot-Grün in Hamburg. Volksinitia-

tiven sollen sich künftig Hilfe bei der Fi-
nanzbehörde holen können, um die Kos-
ten in Erfahrung zu bringen. Aber wäh-
rend man im Norden versucht, die An-
forderungen zu erhöhen, geht der
Trend in anderen Bundesländern in die
entgegengesetzte Richtung. Direkte De-
mokratie gilt als Mittel gegen Politikver-
drossenheit. In den vergangenen Jahren
versuchte man daher, die Hürden abzu-
bauen. In Niedersachsen etwa müssen
Initiatoren eines Bürgerbegehrens seit
November 2016 keinen Kostendeckungs-
vorschlag mehr machen. In Thüringen
gilt schon seit 2009 eine „Soll-Vor-
schrift“. Die Kostenfrage zu beantwor-
ten ist in den meisten Fällen nicht mehr
zwingend. Auch in Nordrhein-Westfa-
len müssen die Initiatoren selbst keine
Kostenschätzung mehr vorlegen, ähn-
lich wie in Rheinland-Pfalz, in Schles-
wig-Holstein und in Bayern. Allerdings
unterscheiden sich auch überall in
Deutschland die Voraussetzungen für ei-
nen Volksentscheid, etwa bei der Zahl
der nötigen Unterschriften – und damit
seine Aussichten auf Erfolg. „Volksent-
scheide sind nirgendwo so stark wie in
Hamburg“, sagt Dressel. „Da ist es klar,
dass sie auch mit anderer Elle gemessen
werden.“

In Hamburg passt es manchen nicht,
dass Rot-Grün umsteuern will. Balthasar
von der Kita-Initiative sagt: „Ich habe
schon den Eindruck, dass es bei dieser
Sache weniger um die Inhalte der Volks-
initiative geht, als vielmehr darum, die di-
rekte Demokratie in Hamburg in Frage
zu stellen.“ Und weiter: „Wie soll denn
ein Otto-Normal-Mensch den Haushalt
so durchschauen, um einen angemesse-
nen Finanzierungsvorschlag zu ma-
chen?“ Manfred Brandt, der Landesvor-
sitzende des Vereins „Mehr Demokra-
tie“, sieht nun die Gefahr einer Kehrt-
wende. „Wir sind sehr weit gekommen
in Hamburg“, sagt er. Nun gebe es eine
„politische Gegenbewegung“. Es würden
Instrumente geschaffen, um Volksinitiati-
ven zu knebeln. Brandt hat erst vor ei-
nem Jahr eine Niederlage vor dem Lan-
desverfassungsgericht erlitten bei dem
Versuch, die Bürgerbeteiligung in der
Stadt auszuweiten.

Selbst die oppositionelle CDU, die
sich mit direkter Demokratie nicht gera-
de leichtgetan hat in der Vergangenheit,
ist skeptisch: „Ein seriöser Finanzierungs-
vorschlag sollte im Interesse aller Beteilig-
ten sein“, sagt der Fraktionsvorsitzende
André Trepoll. „Rot-Grün versucht aber
aktuell durch Kostenschätzungen des eige-
nen Senates die Forderungen der Kita-In-
itiative als unrealistisch darzustellen, um
unangenehmen Verhandlungen aus dem
Weg zu gehen.“ Er plädiert dafür, dass
der Rechnungshof „als unabhängige Insti-
tution über die finanzielle Machbarkeit“
urteilen solle. Änderungen an der Volks-
gesetzgebung wünscht sich aber auch sei-
ne Partei: „Aus unserer Sicht ist die Volks-
gesetzgebung in Hamburg nicht repräsen-
tativ genug.“ Er wirbt für höhere Quo-
ren, sie wären ein „Schutzschild vor Parti-
kularinteressen, die sich heute zu leicht
durchsetzen lassen“.

Tjarks und Dressel aus dem „A-Team“
sagen, es gehe natürlich nicht darum, die
direkte Demokratie in Hamburg einzu-
schränken. Das sei weder gewollt noch
möglich. Wer das zurückdrehe, werde da-
mit die Stadt spalten, sagt Dressel. Man
wolle die Initiativen nicht beschneiden,
man wolle nur, dass alle die Spielregeln
einhalten. Am Dienstag wollen Dressel
und Tjarks noch einmal mit der Volk-
sinitiative verhandeln. Beide Seiten berei-
ten sich schon vor. Sollte es zu keiner Ei-
nigung kommen, ist der Weg zum Lan-
desverfassungsgericht vorgezeichnet.
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